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H e r t a  с e f f  K e  Uber die vier Möglichkeiten
Parteimitgliedsbücher und Kandidaten karten

Der Beschluß des III. Parteitages:
„Der Parteitag beauftragt daher das Zen* 
tralkomitee, zu gegebener Zeit einen 
Umtausch der Parteimitgliedsbücher als 
Mittel zur Erziehung der Partei und zur 
Verbesserung ihrer Zusammensetzung 
durchzuführen",

(Beschlüsse und Dokumente des III. Partei* 
, tages der SED, Dietz Verlag, Berlin 1950, 

Seite 61)
findet in dem Beschluß des Zentralkomitees 
vom 2Ö./27. Oktober 1950 Zur Überprüfung 
der Parteimitglieder und Kandidaten in 
Verbindung mit dem Umtausch der Partei­
mitgliedsbücher und Kandidatenkarten 
sein$ Verwirklichung. Die Durchführung 
dieses Beschlusses ist eine große politische 
Aufgabe, die besondere Anforderungen an 
die zu bildenden Uberprüfungskommis­
sionen stellt. Sie sollen eine richtige Ein­
schätzung jedes einzelnen Parteimitgliedes 
und Kandidaten geben, sie sollen eine Ent­
scheidung treffeh, die sowohl einer richtigen 
Beurteilung der Mitglieder und Kandidaten 
als auch den Grundsätzen und der Entwick­
lung unserer Partei zur Partei neuen Typus 
entspricht.

Es sind in dem Beschluß des Zentralkomi­
tees für die Uberprüfungskommissionen vier 
Möglichkeiten der Entscheidung gestellt:

1. Die Aushändigung des Parteimitglieds­
buches oder der Kandidatenkarte.

2. Die Zurückversetzung in den Kandi­
datenstand.

3. Die Streichung der Parteimitgliedschaft.
4. Der Ausschluß aus der Partei.

Da die Überprüfung der Parteimitglieder 
und Kandidaten einzeln vor der Kommis­
sion erfolgen wird, hat jedes Mitglied einen 
Fragebogen auszufüllen. Desgleichen sollen 
die Parteimitglieder und Kandidaten der 
Kommission mitteilen, was sie veranlaßte, 
Mitglied oder Kandidat der Partei zu 
werden, welche Arbeit sie bisher in der 
Partei leisteten und wie sie sich beim 
demokratischen Aufbau eingesetzt haben. 
Denn jedes Mitglied oder jeder Kandidat 
soll individuell seiner Entwicklung, seiner 
Tätigkeit und seiner sozialen Herkunft nach 
beurteilt werden. Das hilft der Partei, seine 
Vergangenheit und seine Entwicklungsmög­
lichkeiten gut kennenzulernen.

Die Aushändigung des Mitgliedsbuches 
oder der Kandidatenkarte

wird darum an alle diejenigen Parteimit­
glieder und Kandidaten erfolgen, gegen die 
es keine wesentlichen Beanstandungen gibt. 
Das heißt an jene, die durch ihr bisheriges 
Verhalten ihre Treue und Verbundenheit 
zur Partei bewiesen haben, die am Aufbau 
unseres neuen demokratischen Lebens in 
Betrieb Und Verwaltung teilgenommen, so­
wie den Kampf um den Frieden und die 
Einheit unseres Vaterlandes aktiv unter­
stützt haben.

Dabei Wird es Parteimitglieder geben, die 
in der Vergangenheit Fehler machten und 
ideologische Schwächen zeigten, die aber 
heute selbstkritisch zu ihren Fehlern stehen,

daraus gelernt haben und den ehrlichen 
Willen zeigen, durch ihre Arbeit die Fehler 
zu überwinden und damit auch ihre Ver­
pflichtungen der Partei gegenüber zu erfül­
len. In diesem Verhalten ist die unbedingte 
Parteiverbundenheit, ihr Parteibewußtsein 
und ihre Bindung zur Partei zu erkennen. 
Ebenso wird bei den Kandidaten der Partei 
die Betätigung ln der Partei oder in den 
Massenorganisationen für die Aushän­
digung des Mitgliedsbuches oder der Kan­
didatenkarte entscheidend sein.

Die Zurückversetzung in den 
Kandidatenstand

hat eine zweifache Bedeutung. Es gibt Par­
teimitglieder, die bisher infolge mangeln­
den Parteibewußtseins, zu geringer Erfah­
rung und Schulung ihre Verpflichtungen 
gegenüber der Partei nicht erfüllten, die 
wegen ihrer kleinbürgerlichen Herkunft in 
ihrer politischen Entwicklung gehemmt und 
deshalb nicht imstande waren, die Politik 
der Partei richtig durchzuführen. Wenn 
man aber erwarten kann, daß sie die Män­
gel überwinden, werden sie in den Kandi­
datenstand z u r ü c k v e r s e t z t .

Für sie bedeutet das den Verlust bereits 
erworbener Parteirechte — wie Stimmrecht 
in der Grundorganisation und die Über­
nahme von Wahlfunktionen. Darum gilt 
auch diese Entscheidung der Uberprüfungs- 
kommission als eine sehr ernste Maßnahme, 
die von dem Parteimitglied entsprechend 
bewertet werden muß.

Der Kandidatenstand ist die Vorbereitung 
und Bewährung für die Aufnahme in die 
Partei. Darum kann bei solchen Kandidaten, 
deren Kandidatenzeit bereits abgelaufen ist, 
die sich aber bisher ungenügend an der 
Parteiarbeit beteiligten, sich zuwenig schul­
ten, um ihre Aufgabe als Parteimitglied er­
füllen zu können, die Kandidatenzeit ver­
längert werden. Bei einer solchen Entschei­
dung muß sich jedoch aus der Überprüfung 
ergeben haben, daß sie gewillt sind, ihre 
Schwächen zu beseitigen. Außerdem sollte 
die Grundorganisation durch die Überprü­
fungskommission angewiesen werden, die 
Kandidaten besser anzuleiten, ihnen zu hel­
fen, ihre ideologischen Schwächen zu über­
winden.

Die Streichung der Parteimitgliedschaft
Diese Entscheidung der Überprüfungs­

kommission darf nicht mit dem „Ausschluß 
aus der Partei“ verwechselt werden. Sie 
könnte sonst zu falschen Schlußfolgerun­
gen führen.

Unsere Partei ist die Partei der Arbeiter­
klasse. Sie ist, wie Lenin sagt, der Vortrupp 
der Arbeiterklasse. Von dieser Partei als 
dem Vortrupp der Arbeiterklasse sagt 
Stalin folgendes:

„Will sie wirklich den Kampf der Klassen 
leiten, so muß sie zugleich auch die 
o r g a n i s i e r t e  Abteilung ihrer Klasse 
sein. Die Aufgaben der Partei sind unter 
den Bedingungen des Kapitalismus außer­
ordentlich groß und mannigfaltig. Die 
Partei muß den Kampf des Proletariats

unter außerordentlich schwierigen Be­
dingungen der inneren und äußeren Ent­
wicklung leiten, sie muß das Proletariat 
zur Offensive führen, wenn die Umstände 
eine Offensive erfordern ... sie muß in 
die Millionenmassen der unorganisierten 
parteilosen Arbeiter den Geist der Diszi­
plin und der Planmäßigkeit im Kampf, 
den Geist der Organisation und der Aus­
dauer hineintragen. Aber die Partei kann 
diesen Aufgaben nur dann gerecht wer­
den, wenn sie selbst difc Verkörperung 
der Disziplin und Organisation ist, wenn 
sie selbst die o r g a n i s i e r t e  Abtei­
lung des Proletariats ist."

(Stalin: „Fragen des Leninismus", Dietz 
Verlag, Berlin 1950, Seite 89/90)

Als Partei der Arbeiterklasse muß die 
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
darum auch in ihrer sozialen Zusammen­
setzung diesem Charakter entsprechen.

Nach 1945 hatten die beiden Arbeiter­
parteien einen starken Zustrom aus allen 
Schichten der Bevölkerung. Der Anteil der 
Arbeiter betrug nach der Vereinigung nicht 
ganz 50 Prozent. Es gibt auch gegenwärtig 
in unserer Partei noch Genossen, die nicht 
verstehen, wie notwendig es ist, den Anteil 
der Arbeiter in der Partei zu steigern.

Welchen Zustand haben wir bis heute 
noch in der Partei? Es gibt Parteimitglieder 
und Kandidaten, die infolge ihrer klein­
bürgerlichen Herkunft und individualisti­
schen Einstellung sich gegen den demo­
kratischen Zentralismus als „Bürokratis­
mus und Formalismus" wenden, die das 
Prinzip der Unterordnung der Minderheit 
nicht anerkennen und sich darum disziplin­
los verhalten. Sie verstehen nicht die Poli­
tik der Partei in ihrer ganzen Konsequenz 
und können sie darum auch nicht richtig 
durchführen. Sie sind nicht imstande, sich 
von ihrer kleinbürgerlichen Einstellung zu 
lösen und hemmen darum die Partei in 
ihrer Entwicklung. Diese Parteimitglieder 
und Kandidaten werden nach der Über­
prüfung durch die Kommission kein neues 
Mitgliedsbuch oder keine neue Kandidaten­
karte erhalten. Sie sind aber keinesfalls mit 
jenen gleichzustellen, die aus der Partei 
ausgeschlossen wurden. Unsere Partei­
leitungen sollten im Gegenteil dafür sorgen, 
daß sie als ehrliche Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik, als durchaus 
fortschrittliche Kräfte aktiv in den Mas­
senorganisationen, in den Friedenskomitees 
und in den Ausschüssen der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland 
mitarbeiten.

Als vor zwei Jahren die Einführung der 
Kandidatenzeit in der Partei beschlossen 
wurde, kam damit zum Ausdruck: Nicht 
jeder kann Mitglied der Partei werden, der 
es gern möchte, sondern die Partei ent­
scheidet, wen sie für geeignet hält, Mit­
glied der Partei zu sein. Damit wurde auch 
jene Auffassung beseitigt, nach der angeb­
lich die Parteimitglieder besondere Vor­
teile genießen. Im Gegenteil: Das Partei­
mitglied hat keine besonderen Vorteile, 
sondern besondere Verpflichtungen. Es 
steht ständig unter der Kontrolle der Par­
tei, der es für seine Arbeit Rechenschaft 
schuldig ist.
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